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Antrag 

der Abgeordneten Sandro Kappe, Stephan Gamm, Richard Seelmaecker,  
Dennis Thering, Dr. Anke Frieling, Silke Seif, Ralf Niedmers,  

Eckard Graage (CDU) und Fraktion 

Betr.: Entsiegelungsprogramm 

Der Boden ist ein unersetzliches Naturgut und stellt die Lebensgrundlage für den 
Menschen dar. Denn er erfüllt eine Reihe an essenziellen Funktionen, wie die Schad-
stofffilterung oder die Wasser- und Nährstoffspeicherung. Auch dient er als Lebens-
raum für verschiedenste Pflanzen und Tiere. Jedoch nimmt der bereits hohe Versiege-
lungsgrad der Böden in Hamburg stetig zu. In Hamburg ist der Anteil der versiegelten 
Flächen von 36 (im Jahr 1999) auf 39 Prozent (im Jahr 2017) gestiegen (Drs. 22/346). 

Um diesem Trend entgegenzuwirken und ein Verantwortungsbewusstsein gegenüber 
dem unversiegelten Boden als gefährdetes Gut zu wecken, ist ein Förderprogramm 
anzuregen, das sowohl für Bürgerinnen und Bürger als auch für Unternehmen Anreize 
liefert, unnötig versiegelte Flächen auf ihren Grundstücken zu entsiegeln. 

Mit Drs. 22/865 teilt der Senat mit, dass die Planungen für ein Entsiegelungspro-
gramm bisher noch nicht abgeschlossen sind.  

Auch bei der Sanierung und Überplanung von Verkehrswegen werden häufig mehr 
Flächen versiegelt als benötigt, um Kosten für die Pflege von Grünanlagen zu sparen. 
So hat das Bezirksamt Wandsbek beispielsweise die Fußwege in der wenig frequen-
tierten Fabriciusstraße deutlich erweitert. Dem zuständigen Regionalausschuss teilte 
das Bezirksamt dazu mit, dass eine Versiegelung kostengünstiger sei als die Pflege 
von Grünflächen. Dieser Ansatz führt zu einer weiteren Zunahme von Versiegelungs-
flächen.   

Der Senat teilt mit, dass für die Überplanung von Rad- und Gehwegen die Regelwerke 
für Planung und Entwurf von Stadtstraßen (ReStra) gelten. In den ReStra sind die 
bereits mit dem Rundschreiben „Straßenwesen RS 1/15“ vom 06.02.2015 bekannt 
gegebenen „Hinweise für eine wassersensible Straßenraumgestaltung“ als Wissens-
dokument enthalten. Bei der Überplanung von Geh- und Radwegen steht deshalb 
neben funktionalen und Sicherheitsaspekten auch der Versiegelungsaspekt im Fokus. 
Eine Überwachung der Versiegelung von Geh- und Radwegen erfolgt aber bisher 
nicht. 

Ziel muss es sein, dass der Bürgerschaft beim Planungsprozess von Straßen transpa-
rent dargestellt wird, wie viele zusätzliche Flächen versiegelt werden sollen. Beispiels-
weise kann eine zusätzliche Versiegelung bei hochfrequentierten Geh- und Radwegen 
sinnvoll sein. 

Die Bürgerschaft möge daher beschließen: 

Der Senat wird ersucht,  

1. ein Entsiegelungsprogramm für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen und für 
die stadteigenen Flächen aufzulegen. Mithilfe des Programmes sollen Anreize 
geschaffen werden, Flächen zu entsiegeln; 
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2. zu prüfen, welche städtischen Flächen sich für eine Entsiegelung eignen. Dabei 
soll auch eine Entsiegelung von Teilbereichen für Bäume mit Grünanlagen  
geprüft werden; 

3. den Bezirksämtern nach der Entsiegelung von Flächen für die Pflege der neuge-
schaffenen Grünflächen entsprechend dem Anteil der entsiegelten Flächen mehr 
Mittel für die Pflege zur Verfügung zu stellen; 

4. zu regeln, dass bei allen Überplanungen von Geh- und Radwegen in jedem Fall 
der Bürgerschaft sowie den betroffenen politischen Gremien aufgeschlüsselt wird, 
wie viele und welche zusätzlichen Flächen versiegelt werden,  

5. der Bürgerschaft bis zum 31. August 2021 zu berichten. 


